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Ausgehend Von aktuellen mfTfragewerten der polnischen Bevölkerung
zur Europäischen Union vermittelt der Beitrag einen Überblick uber den
Umgang der nmeuen polnischen, nationalkonservativen Regierung mit
Themen aktueller Europapolitik. Auffallend ist el die staärkere Beto-
Nung nationaler Positionen gegenüber europäilschen Interessen Inwiıe-
weiıt die eUeEe polnische Regierung den onmiıt der FÜ auf die Spitze
treibt, bleibt vorerst noch abzuwarten.

Vom Musterknaben S Skeptiker?
Lange Jahre valten die Polen und ihre jeweiligen Regierungen als Muster-
europaer. Im Vergleich m1t den anderen rel Visegräd-Staaten TIsche-
chien, Slowakei und Ungarn 1St das Bild der Europäischen Union (EU) 1in
Polen ach W1€ VOTLF poSsItiV. Im Standard-Eurobarometer VO Frühjahr
2015 wurde die 1ın Polen VO 58 Prozent der Befragten POSItLV 4550 -

zılert gegenüber 38 Prozent negatıven Bildern, während 1in TIschechien
1L1UTr 3/ Prozent, 1ın der Slowakei 1Ur 38 Prozent der ein posıitives Bild
zuschrieben. In Ungarn ielten sich posıtıve und negatıve Wahrneh-
INUNSs mı1t 43 Prozent die Waage.! Irotz der Abnahme der posıtıven
Assoz1iationen mı1t der 1n Polen bestätigt das Standard-Eurobarome-
ter lang anhaltende Irends. Be1 eiıner reprasentatıven Umfrage 1m
Frühjahr 2014 anlässlich des zehnten Jahrestages der polnischen
Mitgliedschaft unterstutzten Prozent die polnische EU-Mitglied-
schaft, w1e€e überhaupt die Zustimmung AT se1lit dem Beitritt 1m Jahr
2004 ımmer überaus pOSI1t1V Wa  -

Vgl Standard-Eurobarometer 8 9 Frühjahr 2015; DIE OFFENTLICHE MEINUNG
DER EUROPAISCHEN NION ERGEBNISSE, (http://ec.europa.

eu/public_opinion/archives/eb/eb83/eb83_first_de.pdf).
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Begleitet wurde diese posıtıve Grundstimmung 1n der esellschaft
selt dem Regierungswechsel ZUTT liberalen Bürgerplattiorm (Platforma
Obywatelska PO) 1mM Herbst 70067 VO europafreundlichen Regierun-
SCIL, zunächst dem heutigen FU-Ratsvorsitzenden Donald Tusk
als Ministerpräsident, 1Ab Herbst 27014 bis ZUF Parlamentswahl 25
Oktober 2015 annn angeführt VO Ministerpräsidentin E, wa Kopacz.
Polen W al gyanz 7zweiıtellos in der Unı1on angekommen un! gerierte sich
m1t wachsendem Erfolg als Akteur, W as sich auch 1n der Neuverhand-
lung des mehrjährigen FEU-Finanzrahmens niederschlug, in dem Polen
für den Zeitraum mMI1t 82,5 Milliarden etwa 148 Milliarden
mehr Aaus den Strukturfonds zugestanden wird als 1mM vorangegangC lcHCH
Zeitraum Hier konnte sich Woarschau gemeinsam mI1t 15
deren armeren EU-Staaten 1n einem informellen Bündnis, das sich als
„Freunde der Kohäsionspolitik“ bezeichnete, erfolgreich eine
starke Kurzung der Mittel für die Kohäsionspolitik 1im EU-Finanzrah-
INCIN42einbringen.

Diese posıtıve Wahrnehmung Furopas und insbesondere das kon-
struktive Aglieren der polnischen egıierung innerhalb der scheinen
sich 1im Herbst 2015 deutlich geändert haben Einerselts 1St 1in den
Parlamentswahlen 25 Oktober 260135 mıiıt der Parte1 Recht und (52°
rechtigkeit (Prawo Sprawiedliwosc P1S) eiıne Grupplerung mıt abso-
luter Mehrheit Prozent der Stimmen, 235 VO 460 Parlaments-
mandate) dle Regierung gekommen, die VO vielen Beobachtern 1N-
nerhalb WwW1€ auch außerhalb VO Polen als EU-skeptisch wahrgenommen
wird Das symbolische Enttfernen der FEU-Fahnen VOTL einer Pressekon-
ferenz der polnischen Regierung
durch die Ministerpräsidentin Beata eute ISt n olen weniıger VOr) gemeInSa-
Szydto 25 November 2015 1STt Be- mMer) europäischen dıe Rede,
leg für diese distanziertere Haltung vielmenr gent VOor allem dıe
ZUrFr der zumindest deren Durchsetzung nationaler Interessen n

Brüssel.Symbolik. Andererseits offenbart die
polnische Debatte ber den Zustrom
VO Flüchtlingen ach Europa un die darinZAusdruck gekommene
Skepsis gegenüber der Politik Deutschlands SOWI1e die mangelnde Bereılt-
schaft sowohl der polnischen KRegierung als auch der Bevölkerung,
Flüchtlinge 1mM Rahmen europäischer Solidarität aufzunehmen und den
EU-Beschluss bezüglich der UmverteilungVO 176060606 Flüchtlinge VO

September 2015 umzusetzen, das die Phase der EU-Euphorie in Po-
len iıhr nde erreicht hat Von gemeinsamen europäischen Werten 1St
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heute weniıger die Rede, vielmehr VO der Durchsetzung nationaler -
1n Brüssel WEn Cs se1n 1I11USS$5 auch Deutschland. Dieses

soeben skizzierte Panorama übersieht allerdings, 4aSS auch den
Vorgangerregierungen gravierende Interessensunterschiede beispiels-
welse zwischen Deutschland und Polen 1n der Frage der Russlandpolitik
der der hinsichtlich einer VO Polen gewünschten gemeinsamen
EU-Energiepolitik bestanden un: 4aSs auch die He Regierung keines-
WCBS A4US der austreten möchte.

Diıe A Regierung un der konservative Diskurs ber Europa
Der VO der PiS-Regierung vollzogene Kurswechsel in der Europa-Po-
litik hatte sich allerdings se1lt Jahren angedeutet. Bereits während der
ersten Regierungszeıit VO DiS 1in den Jahren5-2 damals och in
einer Koalitionsregierung, W ar PiS eın schwieriger Partner SCWESCH, der
sich ZW ar nıcht der verschloss, ohl aber einer immer weıter gehen-
den Integrationsdynamik. 1Iem gegenüber wurde der Erhalt der
nationalen Souveränıität betont.

In konservativen reisen un Milieus 1Sst seitdem die Kritik der
nicht abgerissen. Als Polen 1M Jahr 2014 och Ministerpräsident
Tusk zehn Jahre Mitgliedschaft in der feierte un die Regierung 1es
mı1t austührlichem Informationsmaterial un Fernsehspots würdigte,
Wr die Analyse der politischen Rechten in Polen deutlich kritischer.
Dabei 111US$5 angemerkt werden, A4ass der polnische Pressemarkt erheb-
ich bunter 1st, als CS 1mM Ausland oft wahrgenommen erd Wiährend
die VO ehemaligen Dissidenten dam Michnik ach W1e€e VOTL geleitete
Tageszeitung (Jazeta Wyborcza ebenso W1€e die linksliberale Wochenzei-
Lung Polityka eher ein posıtıves Bild der vermitteln, gehen zahlreiche
konservative online-Portale W1e€e niezalezna.pl, wpolityce.pl, das Viertel-
jahresheft Fronda, Wochenzeitungen W1e€e WSzect, (Jazeta Polska, Do
KZECZY, Polskha Niepodlegta un Tageszeitungen WwW1e€ die Rzeczpospolita
der der nationalkatholische Nasz Dziennik MmMI1t der sehr 1e] kriti-
scher 1Ns Gericht.

Diese kritische Auseinandersetzung mı1t der wurde VO DPıiS 1m
Wahlkampft aufgegriffen und fand ihren Niederschlag 1m Programm-
konvent, den die Partei Antfang Juli 2015 1n Kattowitz durchführte. Der
PiS-Abgeordnete des EU-Parlaments Zdzistaw Krasnodebski rief ANZC-
sichts der aktuellen Krisen der und 1in der Euro-Krise un:
Flüchtlingskrise 2a7 auf, ass Polen eiıne aktive Außenpolitik führen
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mMUSSe, die verschiedene Varianten für die Zukunft der berück-
sichtige. Eine dieser Varıanten sSEe1 der Zertall derE eine andere Getahr
sieht 1n einer weıteren Zentralisierung der mı1t Deutschland als
dominantem Akteur. Polen sollte beiden Tendenzen entgegenwirken.

EKınige der erwähnten Punkte wurden VO der Regierungsche-
fin Beata Szydio 1ın ihrem Expose 18 November 2015 1mM Sejm aufge-
eriffen. S1ie sprach anderem davon, die Lebensbedingungen 1m
Land un das Lebensniveau der Polen erhöhen wollen, damit Junge
Menschen nıcht mehr emigrieren mussten. Dafür mussten Investitionen
1n die Entwicklung des Landes erhöht werden und CS gelte besonders, die
EU-Strukturmittel besser Nutzen, als 1es ihres Erachtens bisher 24
schehen sel. Ferner möchte S1e den polnischen Boden VOTLFr einem unkon-
trollierten Ausverkauf schützen un auch die Zuzahlungen für polnische
Bauern dem EU-Nıveau angleichen. Heute erhält eın polnischer Bauer
A0)£ PIO Hektar, während der EU-Durchschnitt bei 24() PTIO Hektar
liegt.“ Eın weıteres, VO Trau Szydio ZENANNLES Tiel 1st eine aktivere
Rolle für Polen un: die Region Ostmitteleuropa 1in der

Entgegen der gerade in Deutschland in den Medien An-
sicht, wonach DPiS eine EU-skeptische Partei ISst, lässt sich 1eSs nicht hne
welteres A4US den Programmdokumenten der dem Expose der Minıiıster-
präsidentin herauslesen. Reibungspunkte zwischen der Regierung
un der bestehen ennoch. Noch als Uppositionspartei hatte DPiS
sich kritisch ber die Energiepolitik der VO der geführten Re-
y1erung geäußert. Ihres Erachtens hatte die polnische Regierung nicht
entschlossen auf die polnische Interessenlage verwıesen, das heifßt
die starke Abhängigkeit Polens VO der heimischen Kohle DPıiS wart der
alten Regierung VOI, 1mM Rahmen des U-Klimapaktes niedrige G  5-
Emmissionen für Polen ausgehandelt haben, W as angesichts eines An-
teils VO Prozent der heimischen Kohle der Stromerzeugung des
Landes nicht sinnvoll se1 Demgegenüber moöchte die Cue Regierung die
Kohle als Energiequelle erhalten un 1ın diese Industrie weıter investle-
ICI Mıt Spannung wurde daher die polnische Position auft dem Welt-
Klimagipfel iın Paris Antang Dezember 20145 Die polnische
Regierung akzeptierte jedoch die Vereinbarungen und betonte insbeson-
dere, A4Ss der globale Charakter entscheidend BCWESCH se1 Polen habe

Vgl Zzapewnl1a krajach WYZSze N17 Polsce dopfaty dla rolniköw. In http://
biznes.pl/magazyny/rolnictwo/ue-zapewnia-w-18-krajach-wyzsze-niz-w-polsce-
doplaty-dla-rolnikow/7mjnmn (letzter Zugriff: 25.01.2016).

OST-WEST



Stefan Garszteck!

zudem Ministerpräsidentin Szydio, den Ausstofß VO Treibhausgasen
den etzten Jahren 3() Prozent reduziert Allerdings SCI1 C1iMN

völliger Ausstieg AaUS der Kohle niıcht möglich angesichts der Kohlekraft-
werke Lande Stattdessen werde Polen Wiälder pflanzen W 4S gleich-
falls Pariser Klima Abkommen als Beitrag Zr &® Reduktion VOI-

gesehen 1ST
Eın anderer kritischer Punkt für die Politik der Regierung

dürtfte die Haltung ZU Euro SC11I1 Spitzenvertreter VO DPiS C111-
schliefßlich des Parteichefs Jarosiaw Kaczynski hatten der Vergangen-
elıt betont 2SS SIC enl baldige Einführung des Euro
Dagegen sprechen ach ihrer Ansicht sowohl die CILETE Einschränkung
der nationalen Souveränıität als auch ökonomische Gründe Allerdings
wird der erweIls auft die nationale Souveränität inzwischen unterlassen,
da Polen bei Erfüllung der ökonomischen Voraussetzungen ZUTr
UÜbernahme der Gemeinschaftswährung verpflichtet ı1ST Der polnische
Präsident Andrze; uda betonte daher i Präsidentschaftswahlkampf

Frühjahr 2015 vielmehr 4SS für den Beitritt ZUuUr Euro Zone eın
konkreter Termin ZENANNL SC1 und der aktuelle Finanzminister Pawel
Szalamacha unterstrich November 2015 WENILSC Tage VOT SCINer Hr
NCHNUNG, A4aSSs die Einführung des Euro keine Priorität habe Erst
die polnische Industrie gestärkt werden Hier darf die eu«e Regierung
aber auf Rückhalt der Bevölkerung zählen die sich Umifiragen eut-
ich die Einführung des Euro ausspricht

Die eie Regierung 1ST Akzentverschiebungen auch der
Außenpolitik bemüht Sie betont stärker als ihre Vorgänger Fragen der

nationalen Souveränität S1IC möchte
Die PıS mMöchte keineswegs STFE PSFanZ den Euro SPal WIC möglich C11N-
P Bg gehen sondern ZUFF: hbesseren führen und streicht deutlicher O-
Wahrung CIiGgEeENETr Interessen dıe Posıtion
Polens der tärken

ale Interessen heraus Einklang
MIt ihrem neorealistischen Politikan-
Satz Allerdings möchte DPiS keines-

WCBS auf istan7z ZUE gehen, sondern vielmehr die Position Polens i
der stärken, CIBCHNC Interessen besser gewahrt sehen

Dennoch bleibt die Frage, ob sich die kritischen Stimmen ZUrTr
auch der gesellschaftlichen Wahrnehmung niederschlagen W as AaNSC-
sichts des Wahlsieges VO DPıS zumindest werden ann
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Europa in der gesellschaftlichen Wahrnehmung

[)as Bild Kuropas 1St 1n Polen gegenwartıg zweigeteilt: Auf der einen
Seite haben WIr die allgemeine Wahrnehmung der un! auf der ande-
LEL Seite die Haltung der Polen ZUuUr Flüchtlingskrise.

Hinsichtlich der Einstellungen ZU!r haben sich auch ach der W.ahl
keine gravierenden Veränderungen ergeben. Wie das Meinungsfor-
schungszentrum BOS Anfang November 20145 ermittelt hat, 1St der
Rückhalt für eiıne polnische EU-Mitgliedschaft mı1t Prozent 1=-

ändert hoch Die Unterstutzung für die überwiegt dabei sowohl 1ın
allen Altersgruppen als auch in allen Wihlerschaften der 1mM Parlament
vePartelien. Interessant 1St auch, 24SS altere Befragte sich
häufiger für eiıne Vertiefung der Integration aussprechen als ungere CIn
Indiz für d1e konservative Wende 1n Polen Be1 den etzten Parlaments-
wahlen hat nicht 11UTr DiS bei den Jungsten Wiählern stärksten abge-
schnitten, sondern auch d1€ rechtspopulistische Bewegung den
Rockmusiker Pawel Kukiz Schliefßlich 1St die Mehrheit der Befragten
auch der Ansicht, ass Polen keinen ausreichenden Finfluss auf Enft-
scheidungen der habe

(3anz anders stellt sich die polnische öffentliche Meinung 1n der
Flüchtlingskrise dar Hıer dominiert Skepsis sowohl auf Seiten der Poli-
tik als auch in der Bevölkerung. Ministerpräsidentin Szydtio hatte sich
bereits in ihrem Expose Solidarität 1n diesem Fall ausgesprochen,
da 1er andere Länder sich selber Probleme geschaffen hätten, die s$1e 1U

exportieren wollten. Zwar lehnt die polnische Reglerung die Entschei-
dung der VO September 20475 bezüglich der Umverteilung der
Flüchtlinge nicht offiziell ab, aber Aufßenminister Witold Waszczy-
kowski stellt ın einem Interview 1mM November 2015 die Entscheidung
gleichwohl 1ın Krage un: ordert eıne Revision der FEU-Politik Zudem
verweılst darauf, 4Ss Polen bereits Flüchtlinge AUS$S dem Osten autneh-

(Ukrainer) un zudem ohl aum Flüchtlinge ach Polen wollten,
da 1er weder Arbeit och Wohnungen gebe. Allerdings 1St PiS mıt für
die aggressive Stimmung gegenüber Flüchtlingen verantworrtlich. So
Warnte eLtwa Jarosiaw Kaczynski September in einer Sejm-Debat-

davor, ass in Westeuropa in verschiedenen Ländern das Schariat 1n
bestimmten Stiädte herrsche un! die Flüchtlinge sich nıiıcht esetze
halten würden. In einem Interview legte Kaczynski och ach und W al

VOT unbekannten Krankheiten, die Flüchtlinge mI1t sich bringen “/llr-
den
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Umfragen zeıgen allerdings, 24SS der PiS-Vorsitzende Jjer weIlt VECI-

breitete Ängste 1n der Gesellschaft aufgreift. Nicht zuletzt ohl
dem Eindruck der politischen Diskussion in Polen ist die Bereitschaft 1n
der polnischen Gesellschatt, Flüchtlinge aufzunehmen, iın den etzten
onaten deutlich zurückgegangen. Wiährend och 1m Maı S208| 5 Pro-
zent der Befragten gewillt9 Flüchtlinge bis ZUuU Moment ihrer
möglichen Rückkehr auftzunehmen 21 Prozent sprachen sich dagegen
AaUS 1m Oktober 2015 1Ur och 46 Prozent dieser Ansicht bei
43 Prozent negatıven Antworten. Bedenkenswert 1St auch der Umstand,
A4Sss insbesondere Junge Menschen zwischen 18 und Jahre 69 Pro-
Ze1t die Aufnahme VO Flüchtlingen sind Eine Analyse VO Inter-
netforen ze1gt zudem, A4SSs 1m Netz die Ablehnung ZUF Auftfnahme VO

Flüchtlingen miıt $ 1 Prozent och höher 1St Als Gründe werden die
andere Kultur und Religion (20 Prozent), Krankheiten (16 Prozent) der
die Nutzung VO Sozialleistungen genannt.?

An dieser polnischen Skepsis gegenüber Flüchtlingen, die VOI allem
mı1t dem scharfen polnischen Diskurs, Unkenntnis und der geringen
Zahl Ausländern un! Migranten 1n Polen erkliären 1St Polen hat

28 EU-Mitgliedsländern mi1t O27 Prozent den geringsten Aus-
länderanteil äandert auch die durchaus posıtıve Haltung der polnischen
katholischen Kirche nıchts. Das Präsidium der Polnischen Bischotskon-
ferenz hatte sich 1n einer Erklärung bereits September für Hilfe für
Flüchtlinge ausgesprochen und damit auf einen entsprechenden Appell

des Papstes reaglert. Seit 2009 CHSA-
An der polnıschen Skepsis gegenüber den giert sich die polnische katholische
Flüchtlingen ändert SEn dQie durchaus Kirche für Flüchtlinge, und ZWAafTY, W1e€e
pOosıtive Haltung der polnischen S1€e 1n der Erklärung betont, nıcht 1L1UT
katholischen Kiırche nıchts für Christen.

Wiährend hinsichtlich der Perzep-
tiıon der keine großen Veränderungen ach dem Regierungswechsel
erkennbar sind, steht die Umsetzung einer gemeinsamen EU-Flücht-
lingspolitik 1in Polen SOmMıIt VOIL einem echten Akzeptanzproblem.

au der Republik: Polen Pranger
Schliefßlich wird das Verhältnis Polens Europa auch VO der
europäischen Wahrnehmung der VO der KRegierung eingeleiteten

Vgl BOS Polacy uchodzcach internecı1e „realu“, Nr. 149, Warszawa.
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politischen Umbaumaßnahmen gepragt. Hier sind erster Stelle die
Auseinandersetzungen das polnische Verfassungsgericht NCNNECIL,
die 1U schon selt Wochen anhalten. Durch das nde der Amtszeıt VO

insgesamt füntf Verfassungsrichtern W al 1m Herbst 20145 eine Neuwahl
notwendig geworden. Die Amtitszeıt VO re1l Richtern endete och 1m
Oktober 2015 während der Wahlperiode des alten Sejm, W €e1 Richter
beendeten ihre Amtitszeıt hingegen während der Wahlperiode des
Parlaments. Dennoch wählte der alte Sejm fünf CH6e Verfassungsrichter,
W 4S das Verfassungsgericht in einer Entscheidung Dezember 204
bezüglich der Wahl VO Z7wel Verfassungsrichtern für unvereinbar mı1t
der Verfassung erklärte. Unmittelbar hatte der CHu«“ Sejm seiner-
se1ts m1t PiS-Mehrheit fünf C Verfassungsrichter gewählt, denen
Staatspräsident uda och 1n der Nacht den Amtseid abnahm, W as bei
den gewählten fünf Richtern nicht LA Schließlich hat DPiS och VOTL

Weihnachten eın (Gjesetz ber das Verfassungsgericht 1mM Eiltempo
durch den Sejm gebracht,; welches der Senat 1ın einer nächtlichen Sitzung

Dezember 1er Uhr MOTSCHS bestätigte. [Dieses (sesetz sieht
anderem 7Zweidrittelmehrheiten bei Entscheidungen VOTL und die

Anwesenheit VO 13 der 15 Richter; bisher konnten die Fälle 1in kleinere
remıen VO fünf Richtern aufgeteilt werden. In der Praxis wird 1€eSs
einer Verschleppung VO Entscheidungen und ZUr Läiähmung des Vertfas-
sungsgerichts führen.

Die Außenwirkung dieses Vorgehens 1st fatal EU-Parlaments-
präsident Martın Schulz sprach VO einem „Angriff auf den Rechts-
Staät ; das EU-Parlament wird 1mM Januar 27016 ber Polen diskutieren.
Unabhängig VO der juristischen Einschätzung des Streites das pol-
nische Verfassungsgericht un! die Mehrheit der polnischen Vertas-
sungsrechtler kritisiert jer deutlich das Vorgehen der Regierung de-
monstriert die CHe polnische Regierung einen sehr 7zweitelhatten Um=
gang m1t demokratischen parlamentarischen Gepflogenheiten. Das
Durchpeitschen VO (sJesetzen 1mM Eiltempo ott 1n nächtlichen Siıtzun-
gCH un der polarisierende Politikstil PaASSCH wen1g Z europäischen
Politikmodell der konsensualen Aushandlung unterschiedlicher nteres-
SCH. Es bleibt abzuwarten, ob sich 1es auch auf europäischer Ebene
negatıv uswirken wird, W CII die polnische Regierung nationale Inter-

mI1t Verve durchsetzen möchte.

OST-WEST


